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Rede im Plenum
Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
-
Gesetz zur Umsetzung des EuGH-Urteils vom 3. Juli 2014 in der Rechtssache C-524/13
am 30.06.2016
Sehr geehrte Frau Präsidentin,

(alternativ: Sehr geehrter Herr Präsident)
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Sie sehen mit mir hier ein neues Gesicht. Ich gehöre dem Landtag von Baden-Württemberg erst seit wenigen Wochen an und freue mich, schon heute hier sprechen zu dürfen. 
Auch wenn der vorliegende Gesetzesentwurf möglicherweise nicht der aller brisanteste ist, wird er mir deshalb doch in besonderer Erinnerung bleiben.

Der Justizminister hat bereits drauf hingewiesen, dass es zu dem vorliegenden Entwurf keine Alternative gibt. Und ich gebe ihm Recht."
Es geht um die Korrektur einer Änderung des Landesjustizkostengesetzes aus dem Jahr 2011.

Bereits die Gesetzesänderung von 2011 erfolgte aufgrund einer Entscheidung des EuGH, der freundlich darauf hingewiesen hatte, dass dem Land zufließende Gebührenanteile aus zwingend notwendigen notariellen Beurkundungen in gesellschaftsrechtlichen Angelegenheiten eine unzulässige Gesellschaftssteuer darstellen.
Das Land hat deshalb rückwirkend ab dem 1. Juni 2002 auf diese Gebührenanteile verzichtet.

Gleichzeitig wurde aber eine Übergangsregelung getroffen, nach der die Staatskasse für bis zum 31. Dezember 2008 entstandene Gebühren weiter den bisherigen Gebührenanteil erhält, wenn die Beurkundung nicht zu einer Kapitalerhöhung der Gesellschaft führt.
Genau die Übergangsregelung beanstandet der EuGH in einer Entscheidung vom 3. Juli 2014. Er macht – allzu überraschend ist das nicht – deutlich, dass auch die Gebührenanteile des Landes aufgrund der getroffenen Übergangsregelung eine unzulässige Gesellschaftssteuer darstellen. 
Sollte das Land dies nicht ändern, ist ein Vertragsverletzungsverfahren durch die EU-Kommission bereits angekündigt.
Es hilft also nichts – die Übergangsregelung, nach der das Land Gebührenanteile erhält, wenn die Beurkundung einer gesellschaftsrechtlichen Umwandlung nicht zu einer Kapitalerhöhung der Gesellschaft führt, ist aufzuheben.

Auch für die Beurkundung von Verzichtserklärungen nach dem Umwandlungsgesetz flossen dem Land aufgrund einer Übergangsregelung Gebührenanteile aus in der Zeit vom 1. Juni 2002 bis zum 31. Dezem-ber 2008 entstandenen Notargebühren Anteile zu.

Der EuGH hat in seinem Urteil vom 3. Juli 2014 klargestellt, dass er die Gesellschaftssteuerrichtlinie weit auslegt, so dass es keiner besonderen hellseherischen Gabe bedarf, um anzunehmen, dass der EuGH auch die Gebührenanteile des Landes aus der notariellen Beurkundung von umwandlungsrechtlichen Verzichtserklärungen als unzulässige Gesellschaftssteuer ansehen wird.
Daher ist es nur richtig, auch die insoweit bestehende Übergangsregelung aufzuheben und nicht auf einen erneuten Hinweis des EuGH zu warten.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, wird die CDU-Fraktion dem vorgeschlagenen Gesetzesentwurf in der vorliegenden Fassung zustimmen.

Vielen Dank!
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